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EU-Vorkämpfer Delors: „Es darf keinen weichen
überschreitenden europäischen Kampfes
für den Erhalt von Arbeitsplätzen gewor-
den ist: der Filiale des französischen Auto-
mobilgiganten Renault im belgischen Vil-
vorde. Renault – zu rund 46 Prozent in
Staatsbesitz – hatte die Schließung des un-
rentablen Werks mit 3100 Beschäftigten
verfügt.

Nach Sympathiebekundungen der
Pariser Sozialisten hofften die Betroffe-
nen zuerst fest darauf, daß Jospin die Fa-
brik erhalten werde. Doch der Premier
beließ es bei einer flauen Geste: Ein „un-
abhängiger Experte“ soll den Fall Vilvorde
noch einmal prüfen. Die Arbeiter sind 
nun überzeugt, daß Konzernboß Louis
Schweitzer seinen Schrumpfungsplan auch
unter dem neuen Wirtschaftsminister
Dominique Strauss-Kahn verwirklichen
darf: jährlich Tausende von Entlassungen
über fünf Jahre hinweg. Aber, so ein
Gewerkschaftsführer: „Jospin wird uns
kämpfen sehen.“

Mit Skepsis beurteilen Experten die Ab-
sicht der Regierung, 350000 junge Leute in
den öffentlichen Sektor aufzunehmen –
der ist in Frankreich schon jetzt übergroß.
Wie sich neue Jobs – nach Jospins Absicht
ebenfalls 350000 – in der Privatindustrie
schaffen lassen, soll eine große Konferenz
über „Löhne, Beschäftigung und Arbeits-
zeit“ herausfinden, zu der sich Regierung
und Sozialpartner an einen Tisch setzen
wollen. Eine Belebung der Konjunktur und
Lohnerhöhungen, so hofft die Regierung,
würden die Nachfrage stärken und den Ar-
beitsmarkt entlasten.

Das Vertrauen der Linken in die Tatkraft
der Industriebosse ist jedoch gering: Schon
1994 schalt François Mitterrand Frankreichs
Unternehmer öffentlich, weil sie vom 
Staat binnen eines Jahres zwar 80 Milliar-
den Francs für Beschäftigungsprogramme
kassiert, aber keine Arbeitsplätze geschaf-
fen hatten.

Einstellungsstopps und gar Entlassungen
prophezeien kleine und mittlere Unter-
nehmer, wenn die Regierung, wie zuge-
sagt, für 2,2 Millionen Kleinverdiener den
gesetzlichen Mindestlohn um 500 Francs
anhebt.

Welche Folgen diese Gabe haben kann,
rechnet Claude Barcina vor, der mit seiner
Frau im südwestfranzösischen Capbreton
einen kleinen Friseursalon betreibt: Eine
Friseuse mit 6400 Francs Minimallohn
kostet den Chef mit allen Abgaben rund
9000 Francs. Der Haarkünstler: „Die ge-
ringste Mehrbelastung bedeutet, daß ich
draufzahlen müßte. Das kann ich nicht, ich
müßte ihr kündigen, ein Arbeitsplatz ginge
verloren.“

Daß mit der rot-grünen Regierungs-
koalition rosige Zeiten heraufziehen, will
die Sozialistin Notat, die modernste unter
den französischen Gewerkschaftern, denn
auch nicht glauben. Sie weiß aus Erfah-
rung: „Linke an der Macht garantieren
noch längst keine sozialere Politik.“ ™
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„Motor eines Rasenmähers“
Der frühere Kommissionspräsident der Europäischen 

Union, Jacques Delors, über den Streit um 
den Euro und die deutsch-französischen Irritationen
SPIEGEL: Monsieur Delors, unter Ihrer
Regie als Kommissionspräsident wurde der
Vertrag von Maastricht ausgehandelt, Sie
gehören zu den Architekten der für 1999
geplanten Währungsunion. Gerät die frist-
gerechte Einführung des Euro in Gefahr?
Delors: In der Geschichte der europäischen
Einigung haben sich die Menschen, wenn
es ihnen wirtschaftlich schlechtging, im-
mer wieder von Europa abgewandt. Zu oft
erliegen die nationalen Regierungen der
Versuchung, notwendige Reformschritte
einfach damit zu erklären, daß sie „von
Brüssel“ erzwungen würden. Irgendwann
rächt sich das.
SPIEGEL: Nun drängt die neue französische
Regierung darauf, die soziale Komponen-
te in der Europapolitik stärker zu betonen.
Die Deutschen warnen. Wer hat recht?
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Delors: Wir müssen erklären, erklären, er-
klären.Wir haben gerade im sozialen Dia-
log zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaf-
ten und Kommission erstaunliche Fort-
schritte erzielt.Wir haben Vereinbarungen
über die Informations- und Konsultations-
pflicht der Arbeitnehmer in multinationa-
len Unternehmen, über den Elternurlaub
und die Teilzeitarbeit. Wir haben inzwi-
schen über 30 Milliarden Ecu für die Struk-
turpolitik zur Verfügung. Irland, Portugal
und Spanien haben mit einem beschleu-
nigten Wirtschaftswachstum die Früchte
dieser Politik geerntet.
SPIEGEL: Und bezahlt haben vor allem die
Deutschen.
Delors: Keineswegs, alle haben davon pro-
fitiert, weil die Nettozahler ihre Exporte
und Auslandsinvestitionen erhöht haben.

SPIEGEL: Glauben Sie, wie
Frankreichs Premiermini-
ster Lionel Jospin, daß die
EU Arbeitsplätze schaffen
kann?
Delors: Auch da hilft viel-
leicht ein historischer
Rückgriff: Von 1985 bis
1991 entstanden in der
Gemeinschaft, ausgelöst
durch die Schaffung des
Binnenmarktes, neun Mil-
lionen Arbeitsplätze. In
den fünf Jahren zuvor wa-
ren 1,5 Millionen Jobs ver-
lorengegangen.
SPIEGEL: Solche Hoffnun-
gen macht sich heute nie-
mand mehr.
Delors: Inzwischen hat sich
die Welt verändert. Da
sind zunächst die Aus-
wirkungen der deutschen
Wiedervereinigung. Die
Westdeutschen haben sie
teuer bezahlt, jährlich ge-
hen etwa 150 Milliarden
Mark in den Osten. Dieser
riesige Transfer, gepaart
mit einer restriktiven
Geldpolitik, hat die Re-
zession  in einigen Part-
nerländern tendenziell
verstärkt.

Das Gespräch führten die Redak-
teure Lutz Krusche und Marion
Schreiber in Paris. Euro geben“ 
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SPIEGEL: Und damit auch den Unmut gegen
die Deutschen.
Delors: Als der französische Franc 1993 aus
politischen Gründen unter Druck geriet,
weil die Spekulanten glaubten, Premier
Edouard Balladur werde den Franc aus
dem Währungssystem herausnehmen, um
die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, habe
ich damals an eine alte Regel erinnert: Die
Währung, die abweicht, muß aus dem
System ausscheiden.
SPIEGEL: Dann hätte damals die Mark aus-
scheiden müssen, die trotz erheblichen
Drucks nicht aufgewertet wurde.
Delors: Mein Vorschlag lautete, daß die Mark
vorübergehend aus dem europäischen Wäh-
rungssystem ausscheiden sollte. Ich hatte
damals alle Mitgliedstaaten überzeugt, nur
die Deutschen nicht. Nach einigem Zögern
lehnten dann auch die Niederländer diesen
Schritt ab. Die damalige Entscheidung hat
sicherlich dazu beigetragen, daß die Wirt-
schaft in Europa langsamer wuchs.
SPIEGEL: Verhält die Bundesregierung sich
jetzt wieder gemeinschaftsfeindlich, wenn
sie darauf besteht, daß die Schaffung von
Arbeitsplätzen eine nationale Aufgabe sei,
aus der die Europäische Union sich her-
aushalten solle?
Delors: Nein, mit der Bonner Meinung bin
ich völlig einverstanden. Aber ich füge
hinzu: Eine gute Abstimmung der ma-
kroökonomischen Politik, wie sie der Ver-
trag von Maastricht vorsieht, kann die
nationalen Maßnahmen unterstützen. Im
Rahmen eines Beschäftigungskapitels im
neuen Vertrag könnte festgeschrieben wer-
den, daß die vorhandenen Mittel des Eu-
ropäischen Sozialfonds besser zur Bele-
bung des Arbeitsmarktes eingesetzt wer-
den sollen.
SPIEGEL: Ein Dissens zwischen Paris und
Bonn ist dabei unübersehbar. Ist Frank-
reich mit seiner Kohabitations-Regierung
ein weniger verläßlicher
Partner für die Deutschen
geworden?
Delors: Während des Wahl-
kampfs habe ich mich für
die Europapolitik von Lio-
nel Jospin engagiert, nicht
ganz ohne Erfolg. Aus mei-
ner persönlichen Erfahrung
mit zwei früheren Kohabi-
tations-Regierungen kann
ich nur sagen: Frankreich
hat immer mit einer Stim-
me gesprochen, und so wird
es auch bleiben.
SPIEGEL: Im Wahlkampf hat
Präsident Chirac den Sozia-
listen Jospin als Risiko für
Europa bezeichnet.
Delors: Da hätte er lieber
schweigen sollen. Die jüng-
sten Ereignisse beweisen,
daß beide exakt dieselben
Positionen vertreten. Das
geht sogar so weit, daß ein

Mitarbeiter des Präsidenten betont, die Ein-
fügung eines Beschäftigungskapitels sei ein
Sieg für Chirac, weil der einen solchen Ab-
schnitt schon immer gefordert hat.
SPIEGEL: Sind vielleicht auch die Deut-
schen mit ihren Wirtschafts- und Haus-
haltsproblemen sowie einem sichtbar 
angeschlagenen Kanzler für Frankreich
schwer berechenbar gewor-
den? Das so bewunderte
deutsche Modell gilt als ge-
scheitert.
Delors: Die Franzosen sind
viel zu sehr mit ihrer eigenen
Nabelschau beschäftigt, um
das deutsche Modell je be-
wundert zu haben. Ich habe
es hingegen immer ge-
rühmt, genau wie ich heute
meinen Landsleuten die Vor-
teile des niederländischen
oder dänischen Modells na-
hebringe. Für mich steht 
fest: Die Einstellung Frank-
reichs zu Deutschland bleibt
weiterhin zutiefst freund-
schaftlich. Wir haben doch
nicht 40 Jahre lang umsonst
gearbeitet.
SPIEGEL: Kanzler Kohl ist der
letzte Politiker Europas, der
seine politische Existenz mit
der gemeinsamen Währung
verknüpft hat. Wenn er
nicht mehr da wäre, käme dann das Aus für
den Euro?
Delors: Tatsächlich hat Kohl – nicht nur um
des Prestiges willen – beide Vereinigungen,
die deutsche und die europäische, mitein-
ander verbunden, ganz in der Tradition der
Gründerväter Europas. Von meinen Besu-
chen in Deutschland weiß ich, daß Männer
und Frauen aus der jüngeren Generation
bereit sind, dieses Werk zu vollenden.
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SPIEGEL: Dem Euro zuliebe hat er sogar die
politische Union zurückgestellt, die er
früher als unabdingbar betrachtete.
Delors: Das stimmt so nicht. Auf dem Gip-
fel 1988 in Hannover hat Kohl die politische
Union und die Währungsunion ausdrück-
lich miteinander verknüpft. Ein Ausschuß
der Zentralbankpräsidenten unter meinem
Vorsitz sollte die Rahmenbedingungen für
die Währungsunion vorbereiten. Ich glau-
be, wir haben gut gearbeitet, denn dieser
Teil des Maastrichter Vertrags ist eindeutig
und präzise.
SPIEGEL: Das kann man über den Teil zur
Außen- und Sicherheitspolitik nicht sagen.
Delors: Ja, da hat man den schönsten Mer-
cedes mit dem Motor eines Rasenmähers
konzipiert. Kanzler Kohl hat damals auf
die Eigendynamik des politischen Eini-
gungsprozesses gesetzt. Es ist anders ge-
kommen. Er mußte wählen und hat dabei
ziemlich realistisch die Möglichkeiten ein-
geschätzt.
SPIEGEL: Jetzt weckt die französische Re-
gierung in Deutschland Ängste um die Un-
abhängigkeit der Europäischen Zentral-
bank, indem sie eine europäische Wirt-
schaftsregierung verlangt. Was heißt das
eigentlich konkret?
Delors: Ich weise mit Nachdruck zurück,
was einige Politiker der Bonner Regie-
rungskoalition oder auch Gerhard Schrö-
der von der SPD behaupten. Der Vorschlag
für ein politisches Pendant zielt nicht
darauf ab, in die Unabhängigkeit der Zen-
tralbank einzugreifen oder sie zu beein-
trächtigen. Da besteht ein tiefes Mißver-
ständnis.
SPIEGEL: Aber dieses Mißverständnis bela-
stet das deutsch-französische Klima.
Delors: Ich frage mich, was steckt dahinter?
Ich habe niemals Deutschland irgendwel-
che dunklen Absichten unterstellt. Mit
Wiedervereinigungsfeier in Berlin 1990

„Der Transfer in den Osten
die Rezession in

einigen Ländern verstär
ung des Maastricht-Vertrags 1992

Die Wirtschafts- und
ngsunion ist die Krönung 
es Binnenmarktes“
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demselben Recht verlange ich, daß man
auch in Deutschland endlich damit auf-
hört, Frankreich finstere Absichten zu un-
terstellen. Übrigens, auch in Deutschland
steht der Bundesbank eine Regierung ge-
genüber, ohne daß dadurch ihre Unabhän-
gigkeit beeinträchtigt wird.
SPIEGEL: Sie schließen also aus, daß die eu-
ropäische Zentralbank politischen Wei-
sungen unterliegen wird?
Delors: Was wir da auf europäischer Ebe-
ne verlangen, ist ja keine richtige Regie-
rung. Das wäre auch verfrüht. Wir wollen
nichts anderes als die Anwendung der Ar-
tikel 102 und 103a des EG-Vertrags, denen
zufolge der Europäische Rat die
gemeinsamen Interessen in der
Wirtschaftspolitik abwägt und
jedes Jahr Orientierungen für
die Zusammenarbeit in diesem
Bereich gibt. Und schon gar
nicht geht es bei dieser Forde-
rung um neue kreditfinanzierte
Beschäftigungsprogramme auf
europäischer Ebene. Ist das klar 
genug?
SPIEGEL: Premier Jospin und 
sein Wirtschaftsminister Strauss-
Kahn haben sich weniger ein-
deutig geäußert.
Delors: Das werden sie noch tun.
Ich kenne Jospins Meinung aus
vielen Gesprächen.
SPIEGEL: Unverkennbar ist aber,
daß Frankreich von Anfang an
für einen weicheren Euro plä-
dierte, während für Deutschland
die Stabilität absoluten Vorrang
hat.Wie läßt sich das in Einklang
bringen?
Delors: Die deutsche Wirtschaft
hat unter den wilden Abwertun-
gen des britischen Pfund, der
spanischen Peseta und vor allem
der italienischen Lira gelitten.
Etwa 30 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts erwirtschaftet
Deutschland über den Export.
Wenn es den Euro gibt, sinkt 
der Grad der Unsicherheit, der
durch variable Wechselkurse
beim Außenhandel entsteht, von
30 auf 10 Prozent. Diese Vortei-
le werden in Deutschland sehr
wohl gesehen.
SPIEGEL: Wollen Sie damit andeuten, daß
ein etwas weicherer Euro auch vielen in
Deutschland recht wäre?
Delors: Durch die Unterbewertung des
Dollar hat Deutschland indirekt das Wachs-
tum in den Vereinigten Staaten unterstützt.
Diese Erkenntnisse müssen doch dazu
führen, das Verhältnis zwischem dem Euro
und dem Dollar künftig korrekt zu defi-
nieren. Das wünschen in Frankreich wie
in Deutschland alle, die etwas von Ökono-
mie verstehen.
SPIEGEL: Halten Sie die Angst der Deut-
schen vor einem weichen Euro für über-
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trieben? Gibt es einen deutschen Euro-Fe-
tischismus?
Delors: Auf keinen Fall darf es einen wei-
chen, inflationstreibenden Euro geben, aber
er muß in einem erträglichen Verhältnis
zum Dollar stehen. Damit der Euro als Zah-
lungsmittel auf den internationalen Märk-
ten, als Geldreserve für die Zentralbanken
und als Anlagewährung seinen Wert hat,
müssen im April 1998 alle Länder in den er-
sten Zug steigen, die gesunde Finanz- und
Haushaltsstrukturen garantieren können.
SPIEGEL: Und wo liegt da die Meßlatte?
Delors: Ausschlaggebend dafür sind nicht
die berühmten 3,0 Prozent im Jahr 1997;
wichtig ist, daß niemand danach auf 3,9
oder 4,4 Prozent zurückfällt. Das gilt für all
diejenigen, die wie in der Fabel von La
Fontaine eine Zeitlang Ameise spielen, um
sich dann wieder als Grille zu entpuppen.
SPIEGEL: Nach Ihrer Interpretation dürfte
Deutschland den Währungszug besteigen,
auch wenn es die 3,0-Marke verfehlt?
Delors: Was zählt, ist die gesunde finanzi-
elle Basis. Wenn Deutschland bei einem
Haushaltsdefizit von 3,2 Prozent liegt, wir
aber davon ausgehen können, daß es sich
traditionsgemäß wieder stabilisiert, wird
keiner Einspruch erheben. Auch wenn die
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Bundesrepublik die Verschuldensquote von
60 Prozent leicht überschreitet, wissen wir
doch, daß dies mit den riesigen Kosten für
die Wiedervereinigung zu tun hat und
nichts an der finanziellen Solidität ändert.
Das sind übrigens nicht nur meine persön-
lichen Überlegungen, so steht es auch im
Vertrag von Maastricht.
SPIEGEL: Führt Nachsicht mit den Deut-
schen nicht zum Generalpardon für alle?
Frankreich will auch Italien und Spanien
von Anfang an dabeihaben.
Delors: Dieselben Prinzipien müssen für
alle Länder gelten. Ich kenne die gehei-
men Gedanken von Herrn Waigel oder von

Herrn Tietmeyer nicht. Aber
man kann davon ausgehen, daß
jeder Europäer wünscht, daß
eines Tages Italien, Spanien und
Portugal in der Wirtschafts- und
Währungsunion sind. Aber kei-
neswegs darf der gute Start die-
ser langfristig angelegten Ein-
heitswährung aufs Spiel gesetzt
werden.
SPIEGEL: Wie stehen Sie zu dem
Vorschlag von Gerhard Schrö-
der, den Euro zu verschieben?
Delors: Das würde ein Scheitern
der europäischen Einigung be-
deuten. Die treibende Kraft, der
Motor für die Integration ist 
die Wirtschafts- und Währungs-
union. Sie ist die Krönung des
Binnenmarktes und die Start-
rampe für die politische Union.
SPIEGEL: Was ist Ihre Prognose
für den Amsterdamer Gipfel?
Delors: Man wird erstens den
Stabilitätspakt verabschieden
und zweitens ein Protokoll, das
die Bedingungen definiert, un-
ter denen die Wirtschaftspolitik
der Mitgliedsländer aufeinander
abgestimmt wird. Drittens wird
es einen neuen Vertrag über die
Reform der europäischen Insti-
tutionen geben, von dem ich
nicht viel erwarte – mit einem
Kapitel über Beschäftigungs-
politik.
SPIEGEL: Das klingt pessimistisch.
Delors: Es ist unnütz, die Dis-
kussionen über den neuen
Vertrag zu verlängern. Ange-

sichts der britischen und dänischen Oppo-
sition in vielen Punkten bringt das 
nichts. Bereits sechs Monate später wer-
den die Erweiterungsverhandlungen mit
den Ost- und Mitteleuropäern beginnen.
Und dann wird eine neue Regierungskon-
ferenz fällig, die den institutionellen Rah-
men für ein Europa mit 25 oder 30 Mit-
gliedstaaten schafft – für eine Union, die in
den ersten 20 Jahren des nächsten Jahr-
hunderts funktionsfähig und demokrati-
scher sein muß.
SPIEGEL: Monsieur Delors, wir danken Ih-
nen für dieses Gespräch.
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nd, Kohl in Verdun 1984

eutschland muß endlich dam
aufhören, Frankreich 

tere Absichten zu unterstelle


